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I n h a l tDatum Seite

2004München, den 16. JanuarNr. 1

Auf Grund des § 1074 Abs. 3 der Zivilprozess-
ordnung (BGBl III 310–4), zuletzt geändert durch Art. 1
des Gesetzes vom 4. November 2003 (BGBl I S. 2166),
erlässt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver-
ordnung:

§ 1

In die Verordnung über die Zuständigkeit im allgemei-
nen Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland sowie im Rechts-
hilfeverkehr mit dem Ausland in Zivil- und Handels-
sachen (Zuständigkeitsverordnung allgemeine Rechts-
hilfe und in Zivil- und Handelssachen – ZustVaZHRh)
vom 10. September 1996 (GVBl S. 404, BayRS 319–2–J),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. November
2002 (GVBl S. 636), wird folgender § 6 c eingefügt:

„§ 6c

Zuständige Stellen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die 
Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mit-
gliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in
Zivil- oder Handelssachen

(1) Als Zentralstelle im Sinn von Art. 3 Abs. 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai

2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerich-
ten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisauf-
nahme in Zivil- oder Handelssachen (ABl EG Nr. L 174
S. 1) wird das Staatsministerium der Justiz bestimmt.

(2) Als zuständige Behörde für die Entgegennahme
von Ersuchen auf unmittelbare Beweisaufnahme im
Sinn von Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die Zu-
sammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitglied-
staaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil-
oder Handelssachen (ABl EG Nr. L 174 S. 1) wird der
Präsident des Oberlandesgerichts München be-
stimmt.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Januar
2004 in Kraft.

München, den 8. Januar 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. August 1998 (GVBl S. 702, BayRS 2030–1–1–F), zu-
letzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 7. August 2003
(GVBl S. 503), und Art. 17 Abs. 2 in Verbindung mit Art.
1 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern
(BayFHVRG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 9. Oktober 2003 (GVBl S. 818, BayRS 2030–1–3–F)
erlassen die Bayerischen Staatsministerien des Innern,
der Justiz, für Wissenschaft, Forschung und Kunst, für
Unterricht und Kultus, der Finanzen, für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, für Landwirt-
schaft und Forsten und für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen, im Einvernehmen mit dem Lan-
despersonalausschuss folgende Verordnung:

§ 1

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den gehobenen technischen Dienst in der Ver-
waltungsinformatik (ZAPO/gtVI) vom 15. August 2001
(GVBl S. 443, BayRS 2038–3–1–6–F), geändert durch 
§ 22 des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 503),
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Vierter Teil eingefügt:

„Vierter Teil

Aufstieg

§ 30 Zulassung zum Aufstieg
§ 31 Zulassungsverfahren
§ 32 Teilnahme am Zulassungsverfahren
§ 33 Gestaltung des Zulassungsverfahrens
§ 34 Inhalt des Zulassungsverfahrens
§ 35 Ergebnis des Zulassungsverfahrens
§ 36 Auswahl der Aufstiegsbewerber“

b) Der bisherige Vierte Teil wird Fünfter Teil.

c) Der bisherige § 30 wird § 37.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 wird nach den Worten „Laufbahnver-
ordnung (LbV)“ das Komma gestrichen und das
Wort „und“ eingefügt und die Worte „und die
Vorschriften über Immatrikulation und Ex-
matrikulation nach dem Bayerischen Hoch-
schulgesetz (BayHSchG)“ gestrichen.

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Laufbahnbewerber einschließlich

der zum Aufstieg zugelassenen Beamten des
mittleren technischen Dienstes in der Verwal-
tungsinformatik werden gemeinsam ausgebil-
det und geprüft, soweit in den folgenden Vor-
schriften nichts anderes bestimmt ist.“

3. § 3 Abs. 5 wird wie folgt geändert:     

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Teilleistungen der Zwischenprüfung und des
ersten Teils der Anstellungsprüfung sind bereits
am Ende des ersten Semesters des Grundstudi-
ums bzw. Hauptstudiums zu erbringen, sofern
die betreffenden Studienfächer im Folgesemes-
ter nicht mehr unterrichtet werden.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden die Worte „sowie
die zugelassenen Hilfsmittel“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Die für Leistungsnachweise und Prüfun-
gen am Fachbereich Allgemeine Innere Ver-
waltung zugelassenen Hilfsmittel sind in
den Studienplan aufzunehmen.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

c) Dem Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Bezüglich der zugelassenen Hilfsmittel für
Leistungsnachweise und Prüfungen an der Fach-
hochschule Hof gelten die Bestimmungen der All-
gemeinen Prüfungsordnung der Fachhochschule
Hof vom 27. November 1997 (KWMBl II 1998 
S. 563) in der jeweiligen Fassung entsprechend.“

5. § 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „Büroautoma-
tionssysteme (z.B. Officepakete)“ durch die
Worte „Büro- und Verwaltungsautomationssys-
teme“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Grundstudiums“ durch
das Wort „Hauptstudiums“ ersetzt.

6. § 15 wird aufgehoben.

7. § 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Beginn“ die
Worte „des zweiten Semesters“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Worte „und die Leistungen
in den praxisbegleitenden Lehrveranstaltun-
gen“ gestrichen.
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8. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Vorschriften der Allgemeinen Prüfungs-
ordnung über den Nachteilsausgleich sowie
über Unterschleif, Beeinflussungsversuch und
Ordnungsverstoß gelten für Leistungsnach-
weise entsprechend.“

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Wird bei der Anfertigung von Aufsichtsarbei-
ten gestört, haben der Fachbereich Allgemeine
Innere Verwaltung, die Fachhochschule Hof oder
die von ihnen beauftrage Aufsichtsperson unver-
züglich zu entscheiden, ob und gegebenenfalls
wie lange die Bearbeitungszeit verlängert wird.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

9. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Für die Ergebnisse der Teilleistungen der
Zwischenprüfung und des ersten Teils der An-
stellungsprüfung gilt Satz 1 entsprechend.“

b) Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Das Prüfungsamt übermittelt den Staats-
ministerien der Finanzen und des Innern und
der Geschäftsstelle des Landespersonalausschus-
ses spätestens drei Monate nach Abschluss der
Zwischenprüfung eine Auflistung der Prüfung-
steilnehmer nach Prüfungsnoten und nach Ab-
schluss des mündlichen Prüfungsteils der Anstel-
lungsprüfung eine Auflistung der Prüfungsteil-
nehmer nach Prüfungsnoten und Platzziffern.“

10. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „wiederho-
len“ ein Strichpunkt und die Worte „ent-
sprechendes gilt für Teilleistungen nach der
formlosen Ergebnismitteilung gemäß § 28
Abs. 3 Satz 2“.

bb) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Eine Wiederholung von Prüfungsleistun-
gen zur Notenverbesserung ist nicht mög-
lich.“

b) In Abs. 4 werden nach dem Wort „Prüfungsleis-
tungen“ die Worte „bzw. Teilleistungen“ einge-
fügt.

11. Es wird folgender neuer Vierter Teil eingefügt:

„Vierter Teil

Aufstieg

§ 30

Zulassung zum Aufstieg

Beamte in Laufbahnen des mittleren Dienstes
können zum Aufstieg zugelassen werden, wenn 

1. sie die Voraussetzungen des § 37 Abs. 1 LbV er-
füllen und

2. für sie die Befähigung für die Laufbahn des
mittleren technischen Dienstes in der Verwal-
tungsinformatik gemäß § 58 Abs. 1 LbV festge-
stellt wurde.

§ 31

Zulassungsverfahren

(1) 1Um eine objektive Auswahl unter den Be-
amten des mittleren Dienstes, die zum Aufstieg in
die Laufbahn des gehobenen Dienstes zugelassen
werden sollen, zu gewährleisten, wird ein Zulas-
sungsverfahren durchgeführt. 2Dabei wird festge-
stellt, ob die Beamten nach ihrem allgemeinen Bil-
dungsstand und ihren fachlichen Kenntnissen für
die Zulassung zum Aufstieg geeignet sind. 

(2) 1Das Zulassungsverfahren wird bei Bedarf
vom Prüfungsausschuss gemäß § 18 für alle Ein-
stellungsbehörden durchgeführt. 2§ 21 Sätze 1 und 2
gelten entsprechend. 3Das Prüfungsamt kann die
Fachhochschule Hof mit der Erfüllung von Teil-
aufgaben bei der Durchführung des Zulassungs-
verfahrens beauftragen.

(3) Das Staatsministerium der Finanzen gibt
den Termin, die Aufgabengebiete im Rahmen des
Zulassungsverfahrens und die Meldefristen für
das Zulassungsverfahren durch Veröffentlichung
im Bayerischen Staatsanzeiger bekannt.

§ 32

Teilnahme am Zulassungsverfahren

(1) 1Beamte, die zum Termin des Zulassungsver-
fahrens die Voraussetzungen für den Aufstieg nach
§ 37 Abs. 1 Nr. 2 LbV und § 30 Nr. 2 erfüllen, kön-
nen zur Teilnahme am Zulassungsverfahren von
der Ernennungsbehörde gemeldet werden. 2Der
Meldung ist ein Nachweis über die Erfüllung der
Voraussetzungen beizufügen.

(2) Die Beamten können höchstens dreimal am
Zulassungsverfahren teilnehmen.

§ 33

Gestaltung des Zulassungsverfahrens

(1) Das Zulassungsverfahren wird schriftlich
durchgeführt.

(2) Bei der Durchführung des Zulassungsverfah-
rens und bei der Bewertung der Aufgaben sind § 18
Abs. 4, § 19 sowie § 26 entsprechend anzuwenden.

§ 34

Inhalt des Zulassungsverfahrens
1Im Rahmen des Zulassungsverfahrens sind

zwei Aufgaben mit einer Bearbeitungszeit von ins-
gesamt mindestens drei Stunden unter Aufsicht zu
fertigen; die Aufgaben sind so zu gestalten, dass sie
ein Urteil über

1. Grundkenntnisse in Englisch oder das Aus-
drucksvermögen in der deutschen Sprache und
die Fähigkeit zum logischen Denken sowie

2. Kenntnisse aus dem Bereich der Mathematik

erlauben. 2Der Prüfungsausschuss kann Hilfsmit-
tel zur Bearbeitung der Aufgaben zulassen.
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§ 35

Ergebnis des Zulassungsverfahrens

(1) Das Zulassungsverfahren ist erfolgreich ab-
geschlossen, wenn mindestens die Endpunktzahl
„fünf“ erreicht wird.

(2) 1Zur Bildung der Endpunktzahl ist die Auf-
gabe nach § 34 Satz 1 Nr. 1 einfach und die Aufgabe
nach § 34 Satz 1 Nr. 2 zweifach zu zählen. 2Die
Summe der Einzelpunktzahlen geteilt durch drei
ergibt die Endpunktzahl.

(3) 1Für Teilnehmer, die das Zulassungsverfahren
erfolgreich abgeschlossen haben, erstellt das Prü-
fungsamt auf Grund der ermittelten Endpunktzah-
len eine Rangliste. 2Bei gleicher Endpunktzahl ent-
scheidet die Bewertung der Aufgabe nach § 34 Satz 1
Nr. 2; Teilnehmende mit gleicher Bewertung der Auf-
gabe nach § 34 Satz 1 Nr. 2 erhalten den gleichen Rang.

(4) Die Teilnehmer und die jeweiligen Ernen-
nungsbehörden erhalten eine schriftliche Mittei-
lung über das erzielte Ergebnis und gegebenenfalls
über den Ranglistenplatz.

§ 36

Auswahl der Aufstiegsbewerber

Über die Zulassung zum Aufstieg entscheidet
unbeschadet der laufbahnrechtlichen Vorausset-
zungen die jeweilige oberste Dienstbehörde nach
Bedarf und Rangliste.“

12. Der bisherige Vierte Teil wird Fünfter Teil.

13. Der bisherige § 30 wird § 37.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2004 in Kraft.

München, den 23. Dezember 2003

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Beate  M e r k ,  Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika  H o h l m e i e r ,  Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur,

Verkehr und Technologie 

Dr. Otto  W i e s h e u ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten

Josef  M i l l e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 

Christa  S t e w e n s ,  Staatsministerin
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